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1. Weitere Corona-Maßnahmen für steuerliche Entlastungen 
 
Durch die Corona-Pandemie und den Krieg in der Ukraine sind die Energiepreise und Lebenshaltungs-
kosten weiterhin auf einem hohen Niveau. Die Bundesregierung hat bereits einige Maßnahmen zur Ent-
lastung der Bürger beschlossen. Diese Maßnahmen sollen schnell spürbare Effekte erzielen, sowohl bei 
Unternehmen als auch im privaten Bereich. Bereits in den Vormonaten wurden mehrere Maßnahmen-
pakete durch die Politik beschlossen, weitere folgen nun durch die Zustimmung des Bundesrats am 
10.6.2022 zum Vierten Corona-Steuerhilfegesetz. 
 
 Unternehmen haben die Möglichkeit einer erweiterten Verlustrechnung bis Ende 2023. Von Beginn 

diesen Jahres an kann ein Verlust von bis zu 10 Mio. Euro oder 20 Mio. Euro bei zusammenveran-
lagten Steuerpflichtigen zurückgetragen werden. Zudem ist der Verlustrücktragszeitraum ab 2022 
dauerhaft auf zwei Jahre ausgeweitet worden. 

 

 Für die Möglichkeit einer schnellen Refinanzierung wird die Abschreibungsdauer der degressiven 
AfA um ein Jahr verlängert. Dies gilt für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, welche 
in 2022 angeschafft oder hergestellt werden. 

 

 Des Weiteren bleibt die bisherige Regelung zur Homeoffice-Pauschale bis Ende diesen Jahres un-
verändert erhalten. 

 

 Rückwirkend können Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld bis Ende Juni 2022 steuerfrei bleiben. 
 

 Durch die immer noch hohe Belastung der Arbeitnehmer in bestimmten Einrichtungen, wie z. B. 
Krankenhäusern, sollen Corona-Pflegeboni bis zu einem Betrag von 4.500 € steuerfrei bleiben. Es 
kommt dabei nicht darauf an, dass die Zahlung des Bonus aufgrund bundes- oder landesrechtlicher 
Regelungen erfolgt, sondern auch freiwillige Leistungen des Arbeitgebers sind nun bis zur Höchst-
grenze steuerfrei. Dies gilt auch z. B. für Zahlungen an Beschäftigte in bestimmten Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen, Arzt-/Zahnarztpraxen sowie Rettungsdiensten. 

 

 Ferner wurde ein Pflegebonus für Pflegekräfte in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen beschlos-
sen. Diese Prämie wird nach Qualifikation, Arbeitszeit und Nähe zur Versorgung gestaffelt und kann 
bis zu 550 € (steuer- sowie abgabenfrei) betragen. 

 
 
2. Erhöhung des Mindestlohns und der Minijobgrenze 
 
Die Höchstgrenze für eine geringfügig entlohnte Beschäftigung (Geringfügigkeitsgrenze) beträgt seit 
dem Jahr 2013 unverändert 450 € monatlich, während die durchschnittlichen Löhne und Gehälter seither 
deutlich gestiegen sind. Die Politik hat sich der Situation nun angenommen und entsprechende Anpas-
sungen vorgenommen. 
 
Zum 1.10.2022 erhöht sich die Geringfügigkeitsgrenze für einen Minijob auf 520 € im Monat. Dieser 
Betrag orientiert sich an einer Wochenarbeitszeit von 10 Stunden zu Mindestlohnbedingungen. Damit 
passt sich der Betrag auch dem gestiegenen Mindestlohn an. Dieser wird zum gleichen Zeitpunkt auf 
einen Bruttostundenlohn von 12 € erhöht. 
 
Zu den Anpassungen gehört auch die Neufestsetzung der Beträge für einen Midijob. Dieser liegt ab dem 
1.10.2022 vor, wenn ein Arbeitnehmer im Monat zwischen 520 € und 1.600 € verdient. Dazu wird der 
Arbeitgeberbeitrag oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze zunächst auf die für einen Minijob zu leisten-
den Pauschalbeiträge in Höhe von 28 % angeglichen und gleitend auf den regulären Sozialversiche-
rungsbeitrag abgeschmolzen. 
 
 
3. Auszahlung der Energiepreispauschale ab September 
 
Zum zweiten Entlastungspaket, welches die Regierung auf den Weg gebracht hat, gehört die Energie-
preispauschale (EPP), die die stark gestiegenen Energiekosten abmildern soll. Es handelt sich dabei um 



einen Betrag von 300 €, der jedem anspruchsberechtigten deutschen Bürger einmalig ausgezahlt werden 
soll, unabhängig von Vermögen oder Familienstand. 
 
Zu den Anspruchsberechtigten gehören unbeschränkt Steuerpflichtige, die Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, aus selbstständiger oder nicht selbstständiger Tätigkeit erzielen. 
Inzwischen wurde entschieden, dass auch die sog. „Minijobber“ die EPP erhalten dürfen. Keinen An-
spruch auf die Auszahlung haben dagegen Arbeitslose, Studierende und Empfänger von Versorgungs-
bezügen wie z.B. Pensionäre oder Rentner. Wenn diese allerdings daneben noch einer aktiven Beschäf-
tigung nachgehen, entsteht dadurch ein Anspruch auf die EPP. 
 
Die Auszahlung erfolgt im September 2022 für diejenigen durch den Hauptarbeitgeber, die am 1.9.2022 
in einem ersten Dienstverhältnis mit Steuerklasse I bis V stehen oder als geringfügig Beschäftigte tätig 
sind. Es handelt sich hierbei um zusätzlichen steuerpflichtigen Arbeitslohn, der allerdings nicht sozial-
versicherungspflichtig ist. 
 
Es ist keine Voraussetzung, dass am 1.9.2022 ein aktives Beschäftigungsverhältnis vorliegt. Ein An-
spruch auf die EPP entsteht auch dann, wenn irgendwann im Jahr 2022 ein solches vorlag. Die Auszah-
lung erfolgt dann allerdings erst mit Abgabe der Einkommensteuererklärung 2022 und der entsprechen-
den Einkommensteuerfestsetzung. Selbiges Verfahren gilt für die Steuerpflichtigen, die hauptsächlich 
Gewinneinkünfte erzielen und keine Vorauszahlungen entrichten. Leisten Steuerpflichtige Vorauszah-
lungen, erfolgt die Berücksichtigung der EPP dadurch, dass der Vorauszahlungsbetrag des 3. Quartals 
entsprechend vermindert wird. Liegt der Vorauszahlungsbetrag allerdings unter 300 €, wird der Voraus-
zahlungsbetrag auf 0 € gemindert. Den restlichen Betrag erhalten die Anspruchsberechtigten über die 
Einkommensteuerveranlagung. 
 
 
4. Schutzprogramm für von Kriegsfolgen betroffene Unternehmen 
 
Für die vom Ukraine-Krieg besonders betroffenen Unternehmen wurden Schutzprogramme ins Leben 
gerufen, um diese Unternehmen zu unterstützen.  
 
Bereits gestartet sind die Erweiterungen bei den Bund-Länder-Bürgschaftsprogrammen. Dies betrifft die 
Bürgschaftsbanken und das Großbürgschaftsprogramm. Hier können Anträge seit dem 29.4.2022 ge-
stellt werden. Die Entscheidung über den Antrag erfolgt jedoch erst nach der beihilferechtlichen Ge-
nehmigung. 
 
Über das sog. „KfW-Sonderprogramm UBR 2022“ soll kurzfristig die Liquidität der vom Ukraine-
Krieg nachweislich betroffenen Unternehmen gesichert werden. Unternehmen aller Größenklassen und 
Branchen erhalten Zugang zu zinsgünstigen Krediten mit weitgehender Haftungsfreistellung der Haus-
banken. Zusätzlich wird eine Konsortialfinanzierungsvariante mit substanzieller Risikoübernahme an-
geboten. Als Zugangsvoraussetzung gilt die nachgewiesene Betroffenheit, die aus den Sanktionen ge-
genüber Russland und Belarus oder den Kriegshandlungen in der Ukraine resultieren. Das KfW-
Kreditprogramm ist gemäß Krisenrahmen der Europäischen Kommission für staatliche Beihilfen 
(„Temporary-Crisis-Framework“) bis zum 31.12.2022 befristet. 
 
Gefördert werden Investitions- und Betriebsmittelkredite für kleine, mittelständische und große Unter-
nehmen ohne Umsatzgrößenbeschränkung. Dafür gewährt die KfW den Hausbanken eine 80 %ige Haf-
tungsfreistellung für Kredite an mittelständische Unternehmen (bis max. 500 Mio. € Jahresumsatz) und 
70 %ige Haftungsfreistellung für Kredite an große Unternehmen. 
 
 
5. Nachweis der betrieblichen Nutzung für Investitionsabzugsbeträge und  

Sonder-AfA 
 
Steuerpflichtige, die einen Investitionsabzugsbetrag (IAB) und die Sonder-AfA nach § 7g EStG in An-
spruch nehmen möchten, müssen bedenken, dass dies lediglich für bewegliche Wirtschaftsgüter des 



Anlagevermögens möglich ist, wenn diese fast ausschließlich betrieblich genutzt werden. Die Privatnut-
zung darf 10 % der Gesamtnutzung nicht übersteigen. Dies führt insbesondere bei Pkw in der Praxis 
häufig zu Schwierigkeiten, die jeweiligen Nutzungsanteile nachzuweisen. 
 
Als Nachweis für den Anteil der privaten Nutzung eignet sich ein ordnungsgemäß geführtes Fahrten-
buch grundsätzlich am besten. Wendet der Steuerpflichtige dagegen die 1 %-Regelung an, besagt dies 
nur, dass die betriebliche Nutzung mehr als 50 % beträgt. Ob allerdings eine Privatnutzung von weniger 
als 10 % vorliegt, lässt sich daraus nicht ableiten. Bei Anwendung der 1 %-Regelung geht die Finanz-
verwaltung daher grundsätzlich von einem schädlichen Nutzungsumfang aus. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 16.3.2022 zu dieser Thematik Stellung genommen. Ein 
selbstständiger Unternehmer bildete IAB für zukünftige Käufe von Pkw und kaufte diese schließlich 
auch zu den geplanten Zeitpunkten mit Abzug der Sonder-AfA. Für den gesamten Fuhrpark wird die 
1%-Regelung angewandt, Fahrtenbücher werden nicht geführt. Aus diesem Grund versagte das Finanz-
amt IAB und Sonder-AfA, hier könne nicht von einer fast ausschließlich betrieblichen Nutzung ausge-
gangen werden. 
 
Das Finanzgericht Münster übernahm in seinem Urteil (Urt. v. 10.7.2019 – 7 K 2862/17 E) diese Auf-
fassung. Der BFH gab der Revision jedoch statt und hob das Urteil des Finanzgerichts auf. Dieses hat 
nunmehr erneut über den Sachverhalt zu entscheiden. 
 
Der BFH führt aus, dass das Finanzgericht zwar richtig festgestellt habe, dass keine Fahrtenbücher als 
Nachweis vorlagen, trotzdem sei die Anerkennung von IAB und Sonder-AfA möglich, da das Vorlegen 
anderer Beweise zulässig sei. Mit Verweis auf die laufende Rechtsprechung des BFH lasse sich feststel-
len, dass es bei den erforderlichen Nachweisen keine Beschränkung auf Fahrtenbücher gebe, ebenso 
fehle es an einer entsprechenden gesetzlichen Vorschrift. 
 
Hinweis: Bei Kapitalgesellschaften gibt es – anders als bei Personengesellschaften und Einzelunter-
nehmen – keine Privatsphäre, daher ist hier immer von einer vollständigen betrieblichen Nutzung des 
Pkws auszugehen. 
 
 
6. Steuerfreie Zuschläge für Sonn-, Feiertage und Nachtzeit 
 
Während vermutlich die Mehrheit der Arbeitnehmer gerne unter der Woche zu den „Standard-
Arbeitszeiten“ arbeitet, gibt es auch viele Berufstätige, die Zeiten am Wochenende oder in der Nacht 
bevorzugen. Grund dafür könnten auch die hiermit einhergehenden steuerfreien Zuschläge sein. Zum 
Anspruch auf diese Zahlungen hat nun der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 16.12.2021 eine 
Entscheidung getroffen.  
 
Gegenstand dieses Urteils war die Frage, ob Hin- und Rückfahrten zu Auswärtsspielen bei Profisport-
lern und deren Betreuern als steuerfreie Zuschläge bezahlt werden können. Die Sportler erhalten neben 
ihrem Grundgehalt weitere Zuschläge für geleistete Arbeit an Sonn- und Feiertagen sowie in der Nacht. 
Eine Außenprüfung des Finanzamts stellte jedoch fest, dass den Sportlern diese Zuschläge nicht zu-
stehen, da sie nicht mit Mehraufwand verbunden sind. Es handelt sich lediglich um Zeitaufwand im 
Mannschaftsbus. Das Finanzamt forderte Lohnsteuer nach. 
 
Der Sachverhalt landete vor dem BFH, der den Sportlern bzw. den Betreuern die Steuerfreiheit der Zu-
schläge bestätigte. Sie sind steuerfrei, soweit sie ausschließlich auf die notwendigen Reisezeiten im 
Zusammenhang mit den Hin- und Rückfahrten bei Auswärtsspielen entfallen. Das setzt aber auch vo-
raus, dass der Spieler die Wege auch tatsächlich bestreitet. Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist des 
Weiteren, dass die Zuschläge neben dem Grundlohn geleistet werden und nicht Teil einer einheitlichen 
Entlohnung für die gesamte, auch an Sonn- und Feiertagen oder nachts geleistete Tätigkeit sind. Dafür 
muss in dem Arbeitsvertrag zwischen der Grundvergütung und den Erschwerniszuschlägen unterschie-
den und ein Bezug zwischen der zu leistenden Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit und der Lohnhöhe 
hergestellt werden. Zuschläge können daher nur steuerfrei geleistet werden, wenn und soweit der Ar-



beitnehmer auch Anspruch auf einen Grundlohn hat. Darüber hinaus muss die Zahlung des Zuschlags 
zweckbestimmt erfolgen. 
 
Keine Voraussetzung ist allerdings, dass der Arbeitnehmer für die Zuschläge einen besonderen Mehr-
aufwand im Vergleich zu seinen normalen Arbeitszeiten haben muss. 
 
 
7. Abzinsung von unverzinslichen Verbindlichkeiten 
 
Im Rahmen des 4. Corona-Steuerhilfegesetzes hat der Finanzausschuss des Bundestags den vom Bun-
desrat geforderten Wegfall der Abzinsung von unverzinslichen Verbindlichkeiten in der Steuerbilanz 
umgesetzt. Damit sind unverzinsliche Verbindlichkeiten mit einer Laufzeit von mehr als 12 Monaten in 
der Steuerbilanz nicht mehr mit 5,5 % abzuzinsen. Dies gilt für Wirtschaftsjahre, die nach dem 
31.12.2022 enden, oder auf Antrag für Wirtschaftsjahre, die bereits davor enden und deren Veranlagun-
gen noch nicht bestandskräftig geworden sind.  
 
Anmerkung: Das Abzinsungsgebot bei Rückstellungen bleibt dagegen unverändert bestehen. Beim 
Wegfall der Abzinsung von Verbindlichkeiten sind ferner die Auswirkungen auf die Zinsschranke zu 
beachten. 
 
 
8. Übertragung des Kinderfreibetrags bei nichtehelicher Lebensgemeinschaft  

der Eltern 
 
Bei der Einkommensteuerberechnung wird für jedes Kind ein Kinderfreibetrag steuermindernd ange-
setzt. Dieser kann auch von einem Elternteil auf den anderen Elternteil übertragen werden, sollten die 
Eltern getrennt leben und damit auch einzeln veranlagt werden. Nun lag dem Bundesfinanzhof (BFH) 
ein Fall vor, welcher die Frage aufwarf, ob eine Übertragung auch bei Eltern in „nichtehelicher Lebens-
gemeinschaft“ möglich sei. 
 
Die unverheirateten Eltern lebten zusammen mit ihren Kindern in einem Haushalt. Die Mutter beantrag-
te die Übernahme der Kinderfreibeträge des Vaters für ihre Einkommensteuer. Das Finanzamt gewährte 
ihr dies für eins der Kinder, da nur dieses bereits volljährig war. Für die übrigen Kinder lehnte das Fi-
nanzamt ihren Antrag ab. Dem schloss sich der BFH in seiner Entscheidung vom 15.12.2021 an. 
 
Eine Übertragung ist grundsätzlich möglich, wenn ein Elternteil seiner Unterhaltspflicht nicht oder nicht 
wesentlich nachkommt. Dann erfolgt eine Übertragung an den Unterhaltszahlenden. Das ist der Grund-
fall, wenn die Eltern getrennt leben. Die Unterhaltspflicht ist aber nicht nur darauf abzustellen, ob und 
wie viel jeder Elternteil zum Haushaltseinkommen beiträgt. Dazu gehört auch immaterieller Unterhalt, 
wie z. B. Fürsorge oder Erziehung. Wendet man diese Regelungen auf den Fall an, steht fest, dass eine 
Übertragung nicht stattfinden kann. Der Vater kommt seiner Unterhaltspflicht wesentlich nach, da er 
mit den Kindern in einem Haushalt lebt und sich durch materiellen und immateriellen Unterhalt um 
diese kümmert. 
 
 
9. Bürgerliche Kleidung ist keine Betriebsausgabe 
 
Immer wieder kommt es zu unterschiedlichen Auffassungen zwischen Steuerpflichtigen und der Fi-
nanzverwaltung, wenn es um die steuerliche Anerkennung von Aufwendungen geht, die auch der priva-
ten Vermögensebene zugeordnet werden könnten.  
 
Ein solcher Fall wurde durch den Bundesfinanzhof entschieden. Bei dem Steuerpflichtigen handelte es 
sich um einen selbstständigen Trauerredner, der in seiner Gewinnermittlung Kosten für die Anschaffung 
und Reinigung von Berufskleidung als Betriebsausgabe für sich und seine Ehefrau, die als Angestellte 
in seinem Betrieb arbeitete, geltend machte. Es handelte sich dabei um bürgerliche schwarze Kleidungs-



stücke, welche nur für die Arbeit gedacht seien. Da es von einem Trauerredner und seinen Angestellten 
erwartet wird, dass diese sich schwarz kleiden, sei die Anschaffung beruflich veranlasst. 
  
Grundsätzlich handelt es sich bei Aufwendungen für bürgerliche Kleidung immer um notwendige Kos-
ten der privaten Lebensführung. Das gilt selbst dann, wenn die bürgerliche Kleidung ausschließlich 
beruflich getragen wird. Ausgenommen davon ist spezielle Berufskleidung, die privat nicht getragen 
werden kann, wie zum Beispiel eine Polizeiuniform. 
 
 
10. Unternehmenszuordnung einer PV-Anlage durch Einspeisevertrag 
 
Während einige Gegenstände schon mit der Absicht angeschafft werden nur privat oder nur beruflich 
genutzt zu werden, liegt bei anderen Gegenständen eine gemischte Nutzung vor oder eine endgültige 
Zuordnung findet erst nach Anschaffung statt. Auf der sichersten Seite sind Steuerpflichtige, wenn sie 
dem Finanzamt zeitnah der Anschaffung oder Herstellung mitteilen, wie der Gegenstand zugeordnet 
wird. So werden fehlerhafte Berücksichtigungen und ggf. besondere Vorgaben durch neue Rechtspre-
chungen vermieden. 
 
Findet die Zuordnung trotzdem erst einige Zeit nach der Anschaffung statt, sind einige Besonderheiten 
zu beachten. Liegen innerhalb der Dokumentationsfrist, also der gesetzlichen Abgabefrist der Umsatz-
steuerjahreserklärung, nach außen hin objektiv erkennbare Anhaltspunkte für eine Zuordnung vor, sind 
diese maßgeblich. Sollten diese Anhaltspunkte nicht vorhanden oder zweifelhaft sein, sollte die ge-
troffene Zuordnung innerhalb der Frist gegenüber dem Finanzamt erklärt werden. 
 
In dem Fall vor dem Bundesfinanzhof (BFH) schaffte sich ein Steuerpflichtiger eine PV-Anlage an, für 
die er zunächst weder Voranmeldungen noch anderen Erklärungen beim Finanzamt abgab. Erst nach 
Ablauf der gesetzlichen Abgabefrist reichte er eine Umsatzsteuererklärung für das Jahr der Anschaffung 
ein. Aus dieser war ersichtlich, dass er die PV-Anlage komplett dem Unternehmensvermögen zuordne-
te. Das Finanzamt verweigerte den Vorsteuerabzug, die Zuordnung sei zu spät vorgenommen worden. 
Jedoch hat die tatsächliche Zuordnung konkludent stattgefunden durch Abschluss eines Einspeisever-
trags in dem die Anlage komplett erfasst wird. Der Abschluss dessen erfolgte innerhalb der gesetzlichen 
Abgabefrist und damit rechtzeitig. 
 
Anmerkung: Der BFH hat ebenfalls am 4.5.2022 ein weiteres Urteil zu der Thematik der Unterneh-
menszuordnung gefällt. Hierbei ging es um die Zuordnung eines gemischt genutzten Grundstücks. Die 
Entscheidung fiel aber nach den gleichen Grundsätzen, wie auch in diesem Urteil und kann damit 
grundsätzlich auf Unternehmenszuordnungen angewendet werden. In solchen Fällen wenden Sie sich 
am besten schon vor Beginn der Lieferung oder Leistung bei gemischt genutzten Gegenständen an Ihren 
Berater. 
 
 
11. Zumutbare Eigenbelastung bei Kranken- und Pflegekosten – erneute  

Verfassungsbeschwerde anhängig 
 
Steuerpflichtige haben die Möglichkeit außergewöhnliche Belastungen (agB) steuermindernd in ihrer 
Einkommensteuererklärung anzugeben. Obwohl sich die Höhe der Kosten bei unterschiedlichen Steuer-
pflichtigen ähnelt, ist die Auswirkung durch die Berücksichtigung einer zumutbaren Eigenbelastung 
unterschiedlich. Die Berechnung erfolgt im jeweiligen Einzelfall nach dem aktuellen Gesamtbetrag der 
Einkünfte, der Anzahl der Kinder und dem Familienstand. Dadurch wird nur der Betrag der agB steu-
ermindernd angesetzt, welcher die zumutbare Eigenbelastung übersteigt. 
 
Diese Kürzung um die zumutbare Eigenbelastung, insbesondere bei Krankheits- und Pflegekosten, ist 
bereits länger umstritten. Es wird damit argumentiert, dass die vorgenommene Kürzung verfassungs-
widrig sei, weil Aufwendungen betreffend des Gesundheits- und Pflegezustands einen Teil des Exis-
tenzminimums ausmachen und damit nicht gekürzt werden dürften. 
 



Der Bundesfinanzhof hat mit zwei Beschlüssen vom 1.9.2021 und 4.11.2021 seine bisherige Rechtspre-
chung bestätigt, wonach die Kürzung rechtens sei. Daraufhin hat das Bundesministerium der Finanzen 
im März 2022 veranlasst, dass Steuerveranlagungen in diesem Punkt künftig nicht mehr vorläufig erge-
hen sollen. Gegen den Beschluss des BFH vom 1.9.2021 ist mittlerweile Verfassungsbeschwerde einge-
legt worden). Steuerpflichtige können sich auf dieses Verfahren berufen und Ruhen des Verfahrens 
erwirken. 
 
Im Falle laufender Einspruchs- und Änderungsanträge haben die obersten Finanzbehörden der Länder 
im April 2022 eine Allgemeinverfügung erlassen, wonach alle Einsprüche und Änderungsanträge zu-
rückzuweisen sind, soweit diese sich mit einem Verstoß gegen das Grundgesetz begründen. Die Klage-
frist beträgt ein Jahr. 
 
Bitte wenden Sie sich in entsprechenden Fällen an Ihren steuerlichen Berater, um das weitere verfah-
rensrechtliche Vorgehen abzusprechen. 
 
 
12. Verfassungswidrigkeit der Abgeltungssteuer 
 
Mit der Abgeltungsteuer sind wohl schon viele Bürger in Berührung gekommen ohne es gemerkt zu 
haben. Das liegt daran, dass beispielsweise mit dem Erhalt von Zinsen schon die entsprechende Kapital-
ertragsteuer von 25 % durch die auszahlende Bank einbehalten wurde. Die Erträge sind also schon „ab-
gegolten” und damit auch nicht mehr erklärungspflichtig. Wessen persönlicher Steuersatz geringer ist 
als 25 %, hat jedoch die Möglichkeit sich die überzahlte Kapitalertragsteuer durch die Günstigerprüfung 
beim Finanzamt zurückzuholen. 
 
Die Abgeltungsteuer steht nun erneut in der Kritik verfassungswidrig zu sein. Durch einen Rechtsstreit 
hat das Niedersächsische Finanzgericht (FG) diese Frage dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) vor-
gelegt. Es ist der Auffassung, dass die Abgeltungsteuer zu einer Ungleichbehandlung führt, welche nicht 
mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz des Grundgesetzes vereinbar ist. So werden Steuerpflichtige, 
welche nur Kapitaleinkünfte erzielen, nur mit 25 % beschwert, andere Steuerpflichtige ohne Kapitalein-
künfte dagegen müssen ihre Einkünfte mit bis zu 45 % besteuern lassen. Für diese Ungleichbehandlung 
gäbe es keine Rechtfertigungsgründe. 
 
Ursprünglich wurde die Abgeltungsteuer geschaffen, um die Besteuerung für die Steuerpflichtigen zu 
vereinfachen und Deutschland als Finanzplatz attraktiver zu machen. Nachdem es vor einigen Jahren 
noch keine Möglichkeit gab, die im Ausland erzielten Kapitaleinkünfte der deutschen Bürger steuerlich 
zu überprüfen, sollte so die Besteuerung sichergestellt und Steuerhinterziehung entgegengesteuert wer-
den. Nach Auffassung des FG sind diese Gründe, nicht zuletzt aufgrund des internationalen Datenaus-
tauschs, inzwischen hinfällig. Das BVerfG wird die Verfassungstauglichkeit nun überprüfen müssen. 
 
 
13. Nachweisgesetz – Änderungen seit dem 1.8.2022 
 
In Deutschland ist im sog. Nachweisgesetz geregelt, welchen Informations- und Dokumentationspflich-
ten Arbeitgeber nachkommen müssen. Zum 1.8.2022 kamen einige Ergänzungen hinzu und die neue 
Fassung gilt ab diesem Zeitpunkt für alle Neueinstellungen. Zusätzlich sind nun folgende Punkte schrift-
lich zu dokumentieren: 
 

 jeweils getrennte Angaben zu den unterschiedlichen Bestandteilen des Arbeitsentgelts (Zusammen-
setzung und Höhe sowie Überstundenvergütungen, Zuschläge, Zulagen, Prämien und Sonderzahlun-
gen) und Art und Fälligkeit der Auszahlungen 

 

 das Enddatum oder bei einem befristeten Arbeitsverhältnis die Dauer 
 

 die vereinbarte Arbeitszeit, vereinbarte bzw. vorgesehene Ruhepausen und Ruhezeiten 
 

 bei Schichtarbeit die Art des Schichtsystems, der Schichtrhythmus und die Voraussetzungen für 
Schichtänderungen 

 



 falls vereinbart, die Möglichkeit zur Überstundenanordnung und deren Voraussetzungen 
 

 bei Vereinbarung einer Probezeit deren Dauer 
 

 ggf. freie Wahl des Arbeitsorts durch den Arbeitnehmer 
 

 wenn der Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer eine betriebliche Altersversorgung über einen Versor-
gungsträger zusagt, der Name und die Anschrift dieses Versorgungsträgers, wenn nicht der Versor-
gungsträger dazu verpflichtet ist, den Arbeitnehmer selbst zu informieren 

 

 ein etwaiger Anspruch auf Fortbildung, die durch den Arbeitgeber zur Verfügung gestellt wird 
 

 das bei der Kündigung des Arbeitsverhältnisses vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer einzuhaltende 
Verfahren, mindestens das Schriftformerfordernis und die Fristen für die Kündigung des Arbeitsver-
hältnisses sowie die Frist zur Erhebung einer Kündigungsschutzklage 

 
Bereits am ersten Tag muss die Niederschrift mit den Namen und den Anschriften der Vertragsparteien, 
Informationen zum Arbeitsentgelt und seiner Zusammensetzung sowie über die Arbeitszeiten vorliegen. 
Nur die restlichen Nachweise dürfen innerhalb der folgenden sieben Kalendertage noch nachgereicht 
werden. Bei einem bestehenden Arbeits-verhältnis vor dem 1.8.2022 muss der Arbeitgeber ebenfalls 
schriftlich über die wesentlichen Arbeits-bedingungen informieren, sofern vom Arbeitnehmer ge-
wünscht. 
 
 
14. Verhaltensbedingte Kündigung bei Arbeitszeitbetrug 
 
Ein Arbeitszeitbetrug, bei dem ein Mitarbeiter vortäuscht, für einen näher genannten Zeitraum seine 
Arbeitsleistung erbracht zu haben, obwohl dies nicht oder nicht in vollem Umfang der Fall ist, stellt eine 
besonders schwerwiegende Pflichtverletzung dar und erfüllt an sich den Tatbestand des wichtigen 
Grundes zur außerordentlichen Kündigung. Dasselbe gilt für den Verstoß eines Arbeitnehmers gegen 
seine Verpflichtung, die abgeleistete, vom Arbeitgeber sonst kaum kontrollierbare Arbeitszeit korrekt zu 
dokumentieren. Ebenso ist die Missachtung der Anweisung, bei Raucherpausen auszustempeln, geeig-
net, eine außerordentliche Kündigung zu begründen. 
 
Bei besonders schwerwiegenden Verstößen ist eine Abmahnung grundsätzlich entbehrlich, weil in die-
sen Fällen regelmäßig davon auszugehen ist, dass das pflichtwidrige Verhalten das für ein Arbeitsver-
hältnis notwendige Vertrauen auf Dauer zerstört hat. Bei bewusst falschen Angaben hinsichtlich der 
Arbeitszeit oder bei mehrfachen nicht unerheblichen Falschaufzeichnungen bedarf es in der Regel nicht 
noch einer vergeblichen Abmahnung. 
 
 
15. Corona-Sonderregelung: telefonische Krankschreibung 
 
Angesichts der steigenden Infektionszahlen hat der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) die Corona-
Sonderregelung für eine telefonische Krankschreibung wieder aktiviert. 
 
Diese gilt vorerst befristet bis 30.11.2022. Aufgrund dieser Sonderregelung können Versicherte, die an 
leichten Atemwegserkrankungen leiden, telefonisch bis zu 7 Tage krankgeschrieben werden. Dabei 
müssen sich die Ärzte durch eine eingehende telefonische Befragung persönlich vom Zustand des Pati-
enten überzeugen. Ebenso kann eine einmalige Verlängerung der Krankschreibung telefonisch für wei-
tere 7 Kalendertage ausgestellt werden. 
 
 
16. Keine Kürzung des Heimentgelts bei coronabedingten Besuchs- und  

Ausgangsbeschränkungen 
 
Der Bundesgerichtshof hat am 28.4.2022 über die Frage entschieden, ob Bewohner einer stationären 
Pflegeeinrichtung wegen Besuchs- und Ausgangsbeschränkungen, die im Rahmen der Bekämpfung der 



COVID-19-Pandemie hoheitlich angeordnet wurden, zu einer Kürzung des Heimentgelts berechtigt 
sind. 
 
Nach dem Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz in Verbindung mit dem Pflegevertrag war die Einrich-
tung verpflichtet, dem Vertragspartner (Heimbewohner) ein bestimmtes Zimmer als Wohnraum zu über-
lassen sowie die vertraglich vereinbarten Pflege- und Betreuungsleistungen nach dem allgemein aner-
kannten Stand fachlicher Erkenntnisse zu erbringen. Diese den Schwerpunkt des Pflegevertrags bilden-
den Kernleistungen konnten trotz pandemiebedingt hoheitlich angeordneter Besuchs- und Ausgangsbe-
schränkungen weiterhin in vollem Umfang erbracht werden. Eine Entgeltkürzung wegen Nicht- oder 
Schlechtleistung scheidet daher von vornherein aus. Es kommt aber auch keine  
Herabsetzung des Heimentgelts wegen Störung der Geschäftsgrundlage in Betracht, da sich durch die 
Besuchs- und Ausgangsbeschränkungen die Geschäftsgrundlage für den bestehenden Pflegevertrag 
nicht schwerwiegend geändert hatte. 
 
 
17. Rechte von Bauherren beim sog. Verbraucherbauvertrag 
 
Verbraucherbauverträge sind Verträge, durch die der Unternehmer von einem Verbraucher zum Bau 
eines neuen Gebäudes oder zu erheblichen Umbaumaßnahmen an einem bestehenden Gebäude ver-
pflichtet wird. Ein Verbraucherbauvertrag im Sinne dieser Regelung liegt auch dann vor, wenn Bauher-
ren beim Neubau eines Wohnhauses die Gewerke an einzelne Handwerksunternehmen vergeben. 
 
In einem vom Oberlandesgericht Zweibrücken (OLG) entschiedenen Fall gab es zwischen einem 
Handwerksunternehmen und einem Bauherren-Ehepaar Streit über die Qualität der erbrachten Hand-
werksleistungen und die Eheleute verweigerten die Zahlung des Restbetrags in Höhe von ca. 8.000 €. 
Auch der Forderung des Handwerkers nach einer Sicherheitsleistung für diese ausstehende Summe, z. 
B. durch eine Bankbürgschaft, wollten sie nicht nachkommen. Die hiergegen gerichtete Berufung der 
Eheleute hatte Erfolg. Nach der Entscheidung des OLG besteht der Anspruch des Handwerksunterneh-
mens bereits deshalb nicht, weil es sich hier um einen Verbraucherbauvertrag handelt. In dieser Situati-
on greift ein gesetzlicher Ausschlusstatbestand zu Gunsten der Verbraucher. 
 
Die Richter führten in ihrer Begründung aus, dass es in der Rechtsprechung bislang keine Einigkeit 
darüber gibt, ob der Anfang 2018 eingeführte Verbraucherbauvertrag auch die gewerkeweise Vergabe 
von Aufträgen an verschiedene Bauunternehmer umfasst. Aus Gründen des Verbraucherschutzes kann 
es jedoch keinen Unterschied machen, ob ein Unternehmer alle Leistungen aus einer Hand erbringt oder 
die Bauherren die Leistungen einzeln vergeben würden. Zudem könnten Bauträger oder Generalüber-
nehmer die Verbraucherschutzvorschriften ansonsten durch Herausnahme einzelner Leistungen umge-
hen. Dies ist vom Gesetzgeber nicht gewollt, so die Richter. Die Revision zum Bundesgerichtshof wur-
de zugelassen und auch schon eingelegt. 
 
 
18. Kein Wettbewerbsverbot von Gesellschaftern einer GbR 
 
Grundsätzlich unterliegen Gesellschafter von Personenhandelsgesellschaften (GmbH & Co. KG, oHG, 
KG) sowie Partner einer Partnerschaftsgesellschaft einem gesetzlichen Wettbewerbsverbot. Es bedarf 
dazu keiner weiteren vertraglichen Vereinbarung. Dieses allgemeine Verbot für Gesellschafter einer 
OHG, mit der Gesellschaft in Wettbewerb zu treten, gilt allerdings nicht für die Gesellschafter einer 
GbR, entschieden die Richter des Oberlandesgerichts München (OLG). 
 
Das OLG ist der Auffassung, dass einer GbR Unterlassungsansprüche gegen ihre Wettbewerb treiben-
den Gesellschafter unter dem Gesichtspunkt der Geschäftschancenlehre  
zustehen können. Eine schlichte Konkurrenztätigkeit eines Gesellschafters genügt nicht zur Begründung 
eines Unterlassungsanspruchs. Ein zur Geschäftsführung befugter Gesellschafter darf aber nicht Ge-
schäftschancen aus dem Geschäftsbereich der Gesellschaft an sich ziehen, die der Gesellschaft aufgrund 
bestimmter Umstände bereits zugeordnet sind, etwa wenn der Gesellschafter auf Seiten der Gesellschaft 
bereits Vertragsverhandlungen geführt hat. 



 
 
19. Informationspflicht des Paketzustellers über abgestellte Sendung 
 
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 7.4.2022 entschiedenen Fall verwendete ein Paketdienst-
leister in seinen Allgemeinen Geschäftsbedingungen u. a. folgende Klausel: „Hat der Empfänger eine 
Abstellgenehmigung erteilt, gilt das Paket als zugestellt, wenn es an der in der Genehmigung bezeichne-
ten Stelle abgestellt worden ist.“ 
 
Der BGH entschied, dass diese Bedingung Verbraucher unangemessen benachteiligt, da sie den Dienst-
leister nicht verpflichtet, den Empfänger über die erfolgte Abstellung zu informieren und damit in die 
Lage versetzt, die Sendung bald an sich zu nehmen. 
 
Die BGH-Richter führten aus, dass die Zulassung dieser Form der Zustellung grundsätzlich den Interes-
sen aller Beteiligten entspricht, weil sie die Zustellung beschleunigt und vereinfacht. Sie birgt jedoch 
auch die Gefahr, dass Sendungen nach dem Abstellen von Unbefugten an sich genommen werden. Es 
liegt in der Natur der Sache, dass der Empfänger eine Abstellgenehmigung nur für solche Orte erteilen 
kann, die für den Zusteller – und damit auch für Dritte – frei zugänglich sind. Dadurch entsteht das Ri-
siko, dass die Sendung nach der Abstellung entwendet wird.  
 
Dieses Risiko ist besonders groß, wenn die Abstellgenehmigung nicht nur für eine konkrete Sendung, 
sondern im Voraus generell für eine Vielzahl von Sendungen erteilt wird. Gerade in solchen Fällen ist 
nicht gewährleistet, dass der Empfänger von einer bestimmten Sendung erfährt und davon in Kenntnis 
gesetzt wird, dass er sie durch das Aufsuchen der in der Genehmigung bezeichneten Stelle in Besitz 
nehmen und dem Zugriff Unbefugter entziehen kann. 
 
Diesem Risiko kann nur dadurch begegnet werden, dass der Empfänger vom Zusteller über die erfolgte 
Abstellung informiert wird, um dann die Sendung bald an sich zu nehmen, bevor es hierzu nicht berech-
tigte Dritte tun.  
 
 
20. Steigender Verbraucherpreisindex bei Indexmietvertrag  
 
In einem Mietvertrag können die Vertragsparteien schriftlich vereinbaren, dass die Miete durch den vom 
Statistischen Bundesamt ermittelten Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte in 
Deutschland bestimmt wird (Indexmiete). Die derzeitige Entwicklung der Inflationsrate wirkt sich deut-
lich auf Indexmietverträge aus und Mieterhöhungen sind die Folge. 
 
Die Mieterhöhung aufgrund des steigenden Preisindex muss in Textform (z. B. per E-Mail) erfolgen. 
Dabei sind die eingetretenen Preisindexänderungen und die jeweilige Miete oder die Erhöhung in einem 
Geldbetrag anzugeben. Ferner setzt eine derartige Miet- 
erhöhung voraus, dass die bisherige Miete mindestens ein Jahr unverändert geblieben ist. Zu zahlen ist 
die geänderte Miete mit Beginn des übernächsten Monats nach dem Zugang der Erklärung. 
 
Die Höhe der Miete kann grundsätzlich frei vereinbart werden. Sofern für das Gebiet, in dem die Woh-
nung liegt, jedoch eine Mietpreisbremsenverordnung gilt, sind deren Vorgaben nur auf die Ausgangs-
miete (die erste zu zahlende Miete) anzuwenden. Die nachfolgenden Mieterhöhungen unterliegen je-
doch nicht mehr den Begrenzungen durch die Mietpreisbremse. Ferner gibt es auch keine Grenze für die 
Indexmieterhöhung. 
 
In erster Linie ist ein Indexmietvertrag Grundlage für Mieterhöhungen. Es kann allerdings auch bei 
einer entsprechenden Preisentwicklung eine Mietsenkung möglich sein. In einem solchen Fall muss der 
Mieter diese in Textform (z. B. E-Mail) geltend machen. 
 
 



21. Keine gesetzliche Regelung zur Heizperiode 
 
Gerade jetzt bei den steigenden Energiekosten stellt sich die Frage: Gibt es eine gesetzliche Regelung 
zur Heizperiode? Die Antwort lautet nein. Der Zeitraum vom 1.10. bis zum 30.4. hat sich jedoch auch in 
der Rechtsprechung als Heizperiode durchgesetzt. Während dieser Zeit ist die einwandfreie Funktion 
der Heizungsanlage sicherzustellen. Abweichungen sind allerdings je nach Region und Witterung mög-
lich. 
Bezüglich einzuhaltender Mindesttemperaturen sind innerhalb des oben genannten Zeitraums 20 bis 22 
°C zu gewährleisten. Nachts (zwischen 24 Uhr und 6 Uhr) kann diese Temperatur auf mindestens 16 °C 
abgesenkt werden. Mieter sind nicht verpflichtet die Wohnung bzw. das Haus zu heizen, solange sie 
dafür sorgen, dass keine Kälteschäden entstehen.  
 
In der übrigen Zeit, also vom 1.5. bis 30.9. gelten andere Richtwerte und der Vermieter ist verpflichtet, 
die Heizungsanlage anzustellen, wenn abzusehen ist, dass die Außentemperaturen unter 16 °C fallen. 
Auch hier muss der Mieter dafür sorgen, dass die Temperaturen in den Räumen keine Schäden durch 
Auskühlen verursachen. 
 
 
22. Keine vollständige Privatsphäre bei Getrenntleben 
 
In einem von den Richtern des Oberlandesgerichts Bamberg am 1.4.2022 entschiedenen Fall lebte ein 
Ehepaar getrennt in der Ehewohnung (200 m2 Wohnfläche und 1.800 m2 Grundstück).  
 
Die Frau beantragte nach drei Monaten die Zuweisung der Wohnung zur alleinigen Nutzung, da sie das 
Zusammenleben mit ihrem Mann innerhalb eines Hauses für unzumut-bar hielt. Sie verlangte eine um-
fassende Privatsphäre und wollte ferner wissen, wann sich ihr Ehemann im gemeinsamen Haus aufhal-
ten wird. 
 
Leben die Ehegatten voneinander getrennt oder will einer von ihnen getrennt leben, so kann ein Ehegat-
te verlangen, dass ihm der andere die Ehewohnung oder einen Teil zur alleinigen Benutzung überlässt, 
soweit dies auch unter Berücksichtigung der Belange des anderen Ehegatten notwendig ist, um eine 
unbillige Härte zu vermeiden. 
 
Ein Anspruch auf vollumfängliche Privatsphäre in der gesamten Ehewohnung sowie auf Kenntnis der 
Anwesenheitszeiten des anderen Ehegatten besteht während des Getrenntlebens innerhalb der Ehewoh-
nung nicht. Das würde den anderen Ehepartner unzumutbar in seinem freien Nutzungsrecht einschrän-
ken. Die Frau hatte somit vor Gericht keinen Erfolg. 
 
 
23. Teilnahme eines Elternteils an der Einschulungsfeier seines Kindes 
 
In dem entschiedenen Fall waren die beteiligten Kindeseltern getrennt-lebende Eheleute und der Tren-
nungskonflikt schon Gegenstand mehrerer familiengerichtlicher Verfahren. Zuletzt wurde die elterliche 
Sorge für beide Kinder auf die Kindesmutter übertragen und dem Kindesvater ein Umgangsrecht im 
Umfang von zwei Stunden wöchentlich unter Begleitung des Kinderschutzbundes zugesprochen. So-
wohl im Sorgerechts- als auch im Umgangsverfahren hat der Kindesvater Beschwerden eingelegt. Diese 
sind aber noch nicht abgeschlossen. 
 
Während dieser Beschwerdeverfahren ist der Kindesvater mit dem Wunsch an die Kindesmutter heran-
getreten, an der Einschulungsfeier eines der Kinder teilnehmen zu dürfen, und stellte einen entsprechen-
den Antrag bei Gericht. Die Kindesmutter lehnte dieses Ansinnen unter Androhung eines Polizeieinsat-
zes ab. 
 
Grundsätzlich hat ein Kind das Recht auf Umgang mit jedem Elternteil und jeder Elternteil ist zum Um-
gang mit dem Kind verpflichtet und berechtigt. Dieses Umgangsrecht beinhaltet zwar regelmäßig auch 
das Recht zur Teilnahme an besonderen Ereignissen wie z. B. einer Einschulungsfeier. Dies setzt aber 



voraus, dass beide Eltern spannungsfrei an dieser Veranstaltung teilnehmen können und nicht die Ge-
fahr besteht, dass die familiäre Belastung in die Veranstaltung hineingetragen wird. Somit lehnten die 
Richter des Oberlandesgerichts Zweibrücken den Antrag des Vaters ab. 
 
 
24. Unterhaltspflicht bei mehrstufiger Ausbildung 
 
Kinder haben grundsätzlich nur Anspruch auf eine Ausbildung, nicht auf mehrere. Haben Eltern die 
ihnen obliegende Pflicht, ihrem Kind eine angemessene Ausbildung zu gewähren, erfüllt und hat es den 
üblichen Abschluss seiner Ausbildung erlangt, sind sie ihrer Unterhaltspflicht in ausreichender Weise 
nachgekommen. Sie sind unter diesen Umständen grundsätzlich nicht verpflichtet, noch eine weitere 
zweite Ausbildung zu finanzieren. 
 
Ein Anspruch auf Ausbildungsunterhalt kann aber ausnahmsweise auch dann in Betracht kommen, 
wenn die weitere Ausbildung als eine bloße Weiterbildung anzusehen ist und diese von vornherein an-
gestrebt war. Dann haben die Eltern ihre Verpflichtung erst erfüllt, wenn die geplante Ausbildung insge-
samt beendet ist. Im Falle von Ausbildung und anschließendem Studium erfordert dieser Anspruch ei-
nen engen sachlichen Zusammenhang. 
 
Dazu entschieden die Richter des Hanseatischen Oberlandesgerichts Bremen, dass eine Ausbildung zum 
Bauzeichner mit anschließendem Architekturstudium in engem sachlichen Zusammenhang steht und 
unterhaltsrechtlich als eine (mehrstufige) Ausbildung im vorgenannten Sinne anzusehen ist und somit 
Unterhaltspflicht besteht. 
 
 
25. Hälftige Haftung bei Unfall auf einem Parkplatz 
 
 
Auf Fahrgassen eines Parkplatzes, die vorrangig der Parkplatzsuche dienen und nicht dem fließenden 
Verkehr, gilt nicht die Vorfahrtsregel „rechts vor links“. Die Fahrer sind vielmehr verpflichtet, defensiv 
zu fahren und die Verständigung mit dem anderen Fahrer zu suchen. Das Oberlandesgericht Frankfurt 
am Main (OLG) hat mit seiner Entscheidung vom 22.6.2022 eine hälftige Haftungsquote für die Unfall-
folgen auf einem Parkplatz eines Baumarktes ausgesprochen. 
 
Etwas Anderes gilt nur, wenn die angelegten Fahrspuren eindeutig und unmissverständlich Straßencha-
rakter hätten und sich bereits aus ihrer baulichen Anlage ergibt, dass sie nicht der Suche von freien 
Parkplätzen dienten, sondern der Zu- und Abfahrt der Fahrzeuge. 
 
 
26. Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz zum 1.1.2023 
 
Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz tritt zum 1.1.2023 in Kraft und gilt für in Deutschland ansässi-
ge Unternehmen ab einer Größe von 3.000 Mitarbeitern (ab 1.1.2024: 1.000 Mitarbeiter). Diese werden 
dazu verpflichtet, ihrer menschenrechtlichen Verantwortung und Sorgfaltspflicht in ihren Lieferketten 
besser nachzukommen. Zu den Sorgfaltspflichten der Unternehmen zählen: 
 
 Einrichtung eines Risikomanagements und Durchführung einer Risikoanalyse 
 

 Verabschiedung einer Grundsatzerklärung der unternehmerischen Menschenrechtsstrategie 
 

 Verankerung von Präventionsmaßnahmen im eigenen Geschäftsbereich und gegenüber unmittelba-
ren Zulieferern 

 

 sofortige Ergreifung von Abhilfemaßnahmen bei festgestellten Rechtsverstößen 
 

 Einrichtung eines Beschwerdeverfahrens im Falle von Rechtsverstößen 
 

 Dokumentations- und Berichtspflicht für die Erfüllung der Sorgfaltspflichten 
 



 Die Verantwortung der Unternehmen erstreckt sich auf die gesamte Lieferkette, wobei die Unter-
nehmensverantwortung nach dem Grad der Einflussmöglichkeit abgestuft ist.  

 
Die Elemente menschenrechtlicher Sorgfalt gelten zunächst für die Unternehmen selbst sowie für un-
mittelbare Zulieferer. Menschenrechtsrisiken bei mittelbaren Zulieferern, d. h. in den tieferen Gliedern 
der Lieferkette, müssen analysiert und adressiert werden, wenn Unternehmen darüber substantiiert 
Kenntnis erlangen. Auch wenn kleine und mittlere Unternehmen nicht direkt unter das Gesetz fallen, 
sind sie doch ggf. als Zulieferer für größere Abnehmer ihrer Produkte und Dienstleistungen in die The-
matik involviert. 
 
 
 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 % 
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 

  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2022: Juli = 118,4; Juni = 117,4; Mai = 117,3; April = 116,2; 
März = 115,3; Februar = 112,5; Januar = 111,5 
2021: Dezember = 111,1; November = 110,5; Oktober = 110,7; 
September = 110,1; August = 110,1 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Konjunkturindikatoren 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


